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Einheitlicher Tarif gefragt
Im Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege wird 
diskutiert, ob Deutschland einen flächende-
ckenden Tarifvertrag in der Altenpflege benötigt.

Jetzt hat ein Forschungsgutachten des IGES In-
stituts im Auftrag des Bundesgesundheitsminis-
teriums ergeben, dass die Einführung eines sol-
chen Tarifvertrags zwischen 1,6 Mrd. Euro und 
5,2 Mrd. Euro pro Jahr an Mehrkosten verursacht.

Die Angaben beziehen sich dabei auf das Jahr 
2017 und beinhalten weder seitdem vorgenom-
mene Entgelterhöhungen noch stattgefundene 
Personalsteigerungen.

Ein Vergleich der monatlichen Gehälter der Al-
tenpflege und der Krankenpflege zeigt einen 
Unterschied von mehreren hundert Euro. Das ist 
nicht gerechtfertigt. Ähnlich sieht es aus, wenn 
man die Vergütungen innerhalb der Altenpflege, 
je nach Bundesland und der Sektoren ambulant 
zu stationär betrachtet. Hinzu kommt, dass an-
gesichts der kommenden einheitlichen Pflege-
ausbildung Gehaltsunterschiede nicht dazu füh-
ren dürfen, dass die Altenpflege im Vergleich zur 
Krankenpflege weiter benachteiligt wird. Pflege-
rische Arbeit muss überall gleich bezahlt wer-
den. Abwanderungen aus den finanziell schlech-
ter gestellten pflegerischen Arbeitsfeldern ist 
sonst abzusehen. 

Es geht um gerechte Gehälter. Die Pflegekräfte 
besitzen hohes Know-how und haben viel Ver-
antwortung zu tragen. Das findet sich kaum in 
der Bezahlung wieder. Der Deutsche Pflegerat 
unterstützt daher die Bestrebungen nach einer 
Bezahlung nach Tarif in der (Alten)-Pflege. Ein 
Flächentarifvertrag kann Abhilfe schaffen, auch 
wenn dieser regional anzupassen ist.

Christine Vogler
Vize-Präsidentin des Deutschen Pflegerats (DPR)

Angesichts der anhaltenden Krise der Pflege im Krankenhaus 
fordert der Deutsche Pflegerat (DPR) die Bundesregierung er-

neut auf, ein verbindliches Personalbemessungsverfahren für Kran-
kenhäuser einzuführen. Der DPR hat einen Vorschlag für ein sol-
ches Instrument gemacht, das kurzfristig einsetzbar wäre. Das In-
strument berechnet den Versorgungsbedarf der einzelnen Patien-
ten und ermittelt so die Zahl der benötigten Pflegefachpersonen.

Fakt ist: Nur durch ein Pflegepersonalbemessungsinstrument, das 
auf den Versorgungsbedarfen beruht, erhalten wir eine zuverlässi-
ge Grundlage für eine Personalausstattung, die eine angemessene 
pflegerische Versorgung gewährleistet. Die derzeit in den Kranken-
häusern geltenden Personaluntergrenzen sollen nur die extremsten 
Auswüchse abfangen und als rote Linie dienen, die nicht unter-
schritten werden darf. Erste Erfahrungen zeigen, dass die Personal-
untergrenzen nur in einem kleinen Teil von Krankenhäusern zu 
Verbesserungen führen. Durch die Begrenzung auf vier Fachberei-
che gibt es eine Reihe von Fehlanreizen, teilweise werden die Un-
tergrenzen mit einer Obergrenze gleichgesetzt. Der DPR hatte das 
bereits bei der Einführung der Grenzen befürchtet und erneuert 
seine Forderung nach einem analytischen Personalbemessungsver-
fahren als verbindliche Grundlage der Personalschlüssel.

Nur durch bessere Personalschlüssel können von den zehntau-
senden Pflegefachpersonen, die den Beruf frustriert verlassen ha-
ben, einige überzeugt werden, in ihren Beruf zurückzukehren. Das 
wäre die effektivste und einzige kurzfristig wirksame Methode, den 
gefährlichen Personalmangel in der Pflege – nicht nur im Kranken-
haus – zu mildern.

Editorial

Spahn muss nachbessern

Franz Wagner
Präsident des Deutschen Pflegerats

Franz Wagner
Präsident des Deutschen Pflegerats
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Nationaler Aktionsplan Gesundheitskompetenz

Professionell Pflegende in 
Schlüsselposition

Gesundheitsinformationen richtig verstehen, beurteilen und anzuwen-
den ist für viele Menschen eine große Herausforderung. Welche Aufga-
ben und Chancen das Thema Gesundheitskompetenz speziell für die 
Pflege bietet, diskutierten Expertinnen und Experten auf einer Veran-
staltung in Berlin.

A uf der Tagung „Gesundheitskom-
petenz – (k)ein Thema für die 
Pflege?“ wies die Vizepräsidentin 

des Deutschen Pflegerats e.V. (DPR), 
Christine Vogler, auf die hohe Bedeu-
tung der Vermittlung von Wissen zur 
Gesundheitskompetenz der Bevölke-
rung durch die professionell Pflegenden 
hin. Das hierfür notwendige Know-how 
müsse unabdingbarer Bestandteil der 
neuen Pflegeausbildung sein. Eingeladen 
zur Veranstaltung hatte der Pflegebe-
vollmächtigte der Bundesregierung, 
Staatssekretär Andreas Westerfellhaus.

„Die Förderung der Gesundheitskom-
petenz der Bevölkerung kann deren Ge-
sundheitsverhalten deutlich stärken. Da-
mit können positive Auswirkungen für 
das gesamte System Gesundheit erreicht 

werden“, sagte Vogler. Jedoch stecke die 
Förderung, Forschung und Umsetzung 
der Gesundheitskompetenz in Deutsch-
land noch in den Kinderschuhen.

Pflegeberufegesetz nutzen
Vogler machte deutlich, dass den profes-
sionell Pflegenden bei der Vermittlung 
von Gesundheitswissen eine Schlüs-
selaufgabe zukomme. „Sie haben die 
meisten Kontakte zu Pflegebedürftigen 
und deren Angehörige und agieren dicht 
an den Lebenswelten der Betroffenen.“ 
Zudem lasse sich die Förderung von Ge-
sundheitskompetenz gut in die pflegeri-
sche Versorgung einbetten. Einen Vor-
teil sieht Vogler dabei im neuen Pflege-
berufegesetz. „Das neue Pflegeberufege-
setz lässt insbesondere im Rahmen der 

Vorbehaltstätigkeiten der Pflegefachper-
sonen einen neuen Blick auf die Förde-
rung von Gesundheitskompetenz zu. 
Das gilt es zu nutzen.“

Aufgabe erfordert  
fundierte Kenntnisse
Gleichzeitig müsse jedoch darauf hinge-
wiesen werden, dass die Vermittlung von 
Gesundheitskompetenz eine anspruchs-
volle Aufgabe sei, die fundierter Quali-
fikationen bedürfe. Hier sieht Vogler 
eine Gefahr in aktuellen Bestrebungen. 
„Die fortschreitende systematische De-
qualifizierung des Pflegeberufes steht ei-
ner erfolgreichen Implementierung von 
Gesundheitskompetenz als ein Baustein 
gesellschaftlichen Bewusstseins entge-
gen“, stellte die Vize-Präsidentin des 
Deutschen Pflegerats klar.

Zudem müsse darauf geachtet werden, 
dass Betriebe und Einrichtungen Ge-
sundheitsförderung sinnvoll und selbst-
verständlich leben und umsetzen. Pro-
fessionell Pflegende könnten Gesund-
heitskompetenz dann gut vermitteln 
und weitergeben, wenn in Aus-, Fort- 
und Weiterbildungen Gesundheitskom-
petenz als eine selbstverständliche Kom-
petenz gelehrt und in den Einrichtungen 
erfahrbar gemacht werde.

Der Deutsche Pflegerat ist einer der 
Unterstützer des „Nationalen Aktions-
plans Gesundheitskompetenz“. Denn 
den an das Gesundheitswesen gestellten 
Herausforderungen muss mit vielen 
Maßnahmen begegnen werden. Men-
schen in ihrer Gesundheitskompetenz 
Unterstützung zu geben und damit Ge-
sundheit als wichtigen Teil gesellschaft-
lichen Lebens fest zu verankern, ist dabei 
ein wichtiger Baustein.

nap-gesundheitskompetenz.de
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Die Gesundheitskompetenz muss auch im Umgang mit Konsum- und  
Ernährungsgewohnheiten gestärkt werden.
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Stiftung Anerkennung bittet um Hilfe

Erlittenes Leid sichtbar machen

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe sucht Menschen, die als Kinder oder  
Jugendliche in Einrichtungen der Behindertenhilfe oder der Psychiatrie Leid 
und Unrecht erfahren haben. Dieses Anliegen unterstützt der DPR als Infor-
mationsmultiplikator.

D ie Stiftung Anerkennung und Hilfe 
unterstützt Menschen, die als Kin-

der oder Jugendliche zwischen 1949 und 
1975 in der Bundesrepublik Deutschland 
bzw. im Zeitraum von 1949 bis 1990 in 
der DDR in stationären Einrichtungen 
der Behindertenhilfe oder der Psychiat-
rie Leid und Unrecht erfahren haben 
und heute noch an den Folgen leiden. 
Die zum 1. Januar 2017 gemeinsam von 
Bund, Ländern und Kirchen errichtete 
Stiftung Anerkennung und Hilfe sieht 
drei Arten von Anerkennungs- und Un-
terstützungsleistungen vor.

Individuelle Anerkennung
Die individuelle Anerkennung findet 
durch Gespräche in Anlauf- und Bera-
tungsstellen statt. Alle Bundesländer ha-
ben Anlauf- und Beratungsstellen einge-
richtet, in denen Beraterinnen und Be-
rater den Betroffenen ein persönliches 
Gespräch sowie Unterstützung bei der 
Aufarbeitung der eigenen Geschichte  

und der Anmeldung für Stiftungsleis-
tungen anbieten.

Öffentliche Anerkennung
Öffentliche Anerkennung soll durch die 
wissenschaftliche Aufarbeitung und 
bundesweit stattfindende Veranstaltun-
gen erfolgen. Es gibt bisher nur wenige 
Erkenntnisse zu den damaligen Ge-
schehnissen in den Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und der Psychiatrie. 
Ein dreijähriges Forschungsprojekt soll 
Licht ins Dunkel bringen und dazu die-
nen, erlittenes Leid und Unrecht sichtbar 
zu machen. Wer sich an der wissen-
schaftlichen Aufarbeitung beteiligen 
will, kann ein Zeitzeugenportal nutzen, 
das bis Juli 2019 über den Internetauf-
tritt der Stiftung erreichbar ist.

Finanzielle Anerkennungs- und 
Unterstützungsleistungen
Betroffene, bei denen aufgrund des erlit-
tenen Leids und Unrechts heute noch 

eine Folgewirkung besteht, erhalten fi-
nanzielle Anerkennungs- und Unter-
stützungsleistungen. Betroffene bekom-
men eine einmalige pauschale Geldleis-
tung in Höhe von 9.000 Euro zum selbst-
bestimmten Einsatz. Sofern sie in 
Einrichtungen sozialversicherungs-
pflichtig gearbeitet haben, ohne dass Bei-
träge zur Rentenversicherung abgeführt 
wurden, erhalten sie zudem eine Renten-
ersatzleistung von bis zu 5.000 Euro.

Bitte melden
Wenn Sie sich angesprochen fühlen und 
über das Erlebte sprechen möchten, kön-
nen Sie sich noch bis zum 31. Dezember 
2020 bei einer Anlauf- und Beratungs-
stelle melden. Weitere Informationen 
zur Stiftung, deren Leistungen und den 
Kontaktmöglichkeiten zu den Anlauf- 
und Beratungsstellen bietet der barriere-
freie Internetauftritt: www.stiftung-an-
erkennung-hilfe.de. Das Infotelefon der 
Stiftung (Tel.-Nr.: 0800 221 2218) beant-
wortet allgemeine Fragen zum Anmel-
deverfahren.

stiftung-anerkennung-hilfe.de

AKTUELLE STUDIE 

Altenpflege bei Löhnen  
weit zurück
Während sich die Verdienste von Fach-
kräften der Gesundheitspflege in Kran-
kenhäusern im Bereich des mittleren 
Lohns aller Berufsgruppen in Deutsch-
land (rund 3.200 Euro brutto im Monat 
für eine Vollzeitstelle) bewegen, kamen 
Fachkräfte in der Altenpflege 2017 im 
Mittel (Median) auf lediglich rund 2.740 
Euro brutto für eine Vollzeitstelle. Das 
entspricht nur etwa 85 % des mittleren 
Verdienstes für alle Berufe.

Hilfskräfte in der Altenpflege verdienen in 
Vollzeit im Mittel lediglich rund 1.940 
Euro pro Monat – knapp 61 % des Medi-
anverdiensts aller Vollzeitbeschäftigten. 

Zu diesen Ergebnissen kommt eine von 
der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Stu-
die des Instituts Arbeit und Technik (IAT) 
an der Hochschule Gelsenkirchen.

Deutlich wird auch, dass die Entgelte von 
Altenpflegekräften sehr stark nach Beruf, 
Region und Art der Pflegeeinrichtung dif-
ferieren. So verdienen Altenpflegekräfte, 
die in Krankenhäusern arbeiten, deutlich 
besser als in Senioreneinrichtungen oder 
der ambulanten Pflege. Besonders nied-
rig ist die Bezahlung im Bereich der am-
bulanten Altenpflege, so die Studie.

Die Wissenschaftler schlagen vor, die ge-
setzlichen Vorgaben für die Refinanzie-
rung von Lohnerhöhungen in der Bran-
che zu ändern. Wenn Pflegerinnen und 
Pfleger der Altenhilfe besser bezahlt wer-

den, schlage das bislang direkt auf die Ei-
genbeiträge der Gepflegten durch, weil 
die Pflegeversicherung Lohnerhöhungen 
nicht übernehme. Durch diesen Mecha-
nismus würden die Löhne in der Alten-
pflege „faktisch auf relativ niedrigem Ni-
veau ausgebremst“.

Ziel müsse sein, die Löhne in der Alten-
pflege der Bezahlung in der Krankenpfle-
ge anzunähern. Sonst würden sich im 
Rahmen der generalistischen Ausbildung 
die Auszubildenden fragen, warum sie 
sich für einen Bereich mit schlechteren 
Verdienstmöglichkeiten entscheiden 
sollten.

boeckler.de
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Aktuelle Studie 

Mehr Personal  
in Pflegeheimen

18.000 zusätzliche Pflegestellen (umgerechnet in Vollzeitäquivalente) 
sind zwischen Juli 2016 und Mai 2018 in der vollstationären Pflege ent-
standen. Das ist ein Anstieg von 6,2 %. Zu diesem Ergebnis kommt eine 
Studie der Universität Bremen, erarbeitet für das Bundesgesundheits-
ministerium.

G rund für die Schaffung neuer Stellen 
sei das Zweite Pflegestärkungsgesetz 

(PSG II), in dessen Folge Pflegesätze und 
Personalschlüssel vollstationärer Pflege-
einrichtungen neu verhandelt werden 
mussten. Danach kommen im Schnitt 
inzwischen 40 Pflegekräfte (Vollzeit) auf 
100 Heimbewohner. Mit der jüngsten 
Pflegereform wurden Anfang 2019 noch 
einmal 13.000 neue Vollzeitstellen in 
Pflegeheimen geschaffen.

Brandenburg mit großen 
Schlüsselverbesserungen
Bemerkenswert seien, so die Macher der 
Studie, die Länderunterschiede: Wäh-
rend sich die Personalschlüssel in Bayern 
(+ 2 %, bei zugleich hohem Niveau) und 
im Saarland (+ 3 %) nur geringfügig er-
höht haben, habe sich die Personalaus-
stattung in Brandenburg (+ 16 %), Sach-
sen (+ 12 %), Thüringen und Berlin (je-
weils + 9 %) verbessert. Der Bundes-
durchschnitt lag bei rund 6 % an 
Erhöhungen. Berücksichtigt wurde hier-
bei die Veränderung der Personalschlüs-
sel gegenüber 2016 für eine Einrichtung 
mit 100 Bewohnern und einer Bewoh-
nerstruktur gemäß dem jeweiligen Lan-
desdurchschnitt.

Große Lücke zwischen Theorie und 
Praxis
Insgesamt, so die Wissenschaftler, hät-
ten die Berechnungen gezeigt, dass die 
Zahl der Pflegekräfte in Vollzeitäquiva-
lenten in einem Zweijahreszeitraum, der 
die Einführung des neuen Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs und die damit verbunde-
ne Umstellung der Pflegeschlüssel um-
fasst, erkennbar gestiegen sei. Fakt ist je-
doch auch: Der tatsächliche Personalan-
stieg in Einrichtungen ist zwar 
erkennbar, bleibt aber hinter dem Auf-
wuchs zurück, der durch die Anpassung 
der Stellenschlüssel möglich wäre.

Alleinige Anhebung von 
Stellenschlüsseln reicht nicht
So sei es tatsächlich nur zu einer Perso-
nalmehrung in der Pflege im Umfang 
von knapp 5.000 Vollzeitäquivalenten 
gekommen. Grund genug für die Wis-
senschaftler festzuhalten: „Die alleinige 
Anhebung von Stellenschlüsseln führt 
nicht zu einer entsprechenden Verbesse-
rung der Versorgungssituation, wenn sie 
nicht durch Maßnahmen flankiert wird, 
die gleichzeitig das Angebot an Pflege-
kräften erhöhen.“

Das weiß auch Jens Spahn. Er macht 
deutlich: „Wir wissen, dass nicht alle 
Stellen sofort besetzt werden können. 
Deshalb arbeiten wir mit Hochdruck an 
der Konzertierten Aktion Pflege.“

deutscher-pflegerat.de

AUS DEN VERBÄNDEN

Internationaler Hebammentag
Anlässlich des Internationalen Hebammen-
tags am 5. Mai warnte der Deutsche Hebam-
menverband e. V. (DHV) vor einer Verschlech-
terung der Situation in Deutschlands Kreißsä-
len und fordert mehr Personal für die Ge-
burtshilfe.
„Frauen und Neugeborene sind im Kreißsaal 
zunehmend nur noch unzureichend versorgt. 
Die Geburtshilfe ist seit Jahren unterfinan-
ziert und der Personalmangel steigt. Die Ar-
beitsbedingungen für Hebammen haben sich 
verschlechtert. Die Situation im Kreißsaal ist 
mittlerweile so dramatisch, dass einzelne 
Maßnahmen nicht helfen werden“, machte 
Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin des DHV, 
deutlich.
Hebammen betreuen in Deutschlands Kli-
niken inzwischen dauerhaft mehr als doppelt 
so viele Gebärende wie Hebammen in ande-
ren europäischen Ländern. Teils betreut eine 
einzelne Hebamme fünf oder mehr Gebären-
de gleichzeitig. Der Hebammenverband for-
dert deshalb nachhaltige politische Maßnah-
men mit einem Geburtshilfe-Stärkungsge-
setz.
Ein Hebammen-Sonderstellenprogramm soll 
für mehr Personal im Kreißsaal sorgen. Eine 
bessere ambulante Notfallversorgung von 
werdenden Müttern soll das Personal im 
Kreißsaal entlasten. Maßnahmen für ein gutes 
Fehlermanagement und eine bessere inter-
professionelle Zusammenarbeit im Kreißsaal 
seien dringend nötig, weist der DHV weiter 
hin.

hebammenverband.de
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